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Der Hv-impk gegen die deutsche
Schule in den Grenzgebieten .

Grz . Es ist allgemein bekannt, daß die Millionen Deutsche,
hie unter fremder Staatsoberhoheit leben, «licht nur politisch ,
sondern besonders auch kulturell auf das schwerste gegen ihre
derzeitigen „ Herren " kämpfen müssen. Leider wird diesem
Kampf noch allenthalben viel zu wenig Beachtung geschenkt,
deshalb sei im nachfolgenden ein kurzer Überblick über die Be¬
hinderung des deutschen Schulwesens in den Notgebieten ge¬
geben.

Im Saargebiot , das ja , „vertraglich " augenblicklich auch un¬
ter fremder Knechtschaft leidet, ist in 8 28 der Anlage zum
Abschnitt 4 des Versailler Diktates den Saarländern die un¬
eingeschränkte Erhaltung ihrer religiösen Freiheiten , ihrer
Schule und ihrer Sprache zugesichert worden. Trotzdem hat der
französische Völkerbundskommissar gleich nach Kriegsende mit
allen Mitteln die Beeinflussung der Schule im französischen
Sinne erstrebt. Gestützt auf die Vertragsbestimmungen , die
Einrichtung von französischen Werkschulen für etwa eingewan¬
derte frcmzösische Arbeiter und Angestellte der Jndustriewerke
gestatten, haben die Franzosen französische Schulen gegründet
und den Besuch dieser Schulen vertragswidrig der einheimi¬
schen Bevölkerurig anheimgegeben . Mit Lockmisteln jeder Art
versuchen sie deutsche Kinder in die Schulen zu bringen . Sie
geben Schulgeldfreiheit, freie Lehrmittel , Speisungen , Fahr¬
geldvergütungen und stellen den Besuchern der Schulen gute
Posten in der Industrie in Aussicht. Jedes Kind erhält autzer-
drm ein sofortiges Ranzengeld von 10 Franken . Für die zum
Teil in Not lebende Mark eunangende Bevölkerung sowie für
niittellose und pensionierte Lehrer stellen diese Schulen also
ern gefährliches Lockmittel dar , deutsche Kinder in die franzö¬
sische Schule zu locken . Außerdem ist in den Volksschulen ver¬
tragswidrig der fakultative französische Sprachunterricht ein¬
gerichtet , nachdem der obligatorische Unterricht an dem Ent¬
rüstungssturm der Bevölkerung gescheitert ist.

In Elsaß-Lothringen ist die Schule ausschließlich auf die
französische Sprache gestellt worden . In Elsaß -Lothringen ist
alles deutsch , die Familse ist deutsch , die Sprache ist deutsch ,
die Schule aber französisch . Die Schule ist in Elsaß -Lothrin¬
gen lediglich ein Verwelschungsmittel , d . h. ein nationales Ber-
fälschungsmittel geworden. Kinder , die im deutschen Sprach¬
gebiet herangcwachsen sind und vielfach kein Wort französisch
sprechen können , werden so behandelt , als sei das Französische
ihre Muttersprache . Die Folgen einer solchen Schulfranzö -
sierung liegen auf der Hand : Systematische Volksverdummung
und französische Fanatisierung . Die Masse der Lehrerschaft
ist zwar noch aus der Landbevölkerung hervorgegangen ; diese
Lehrer sind aber im Aufrücken und in ihren Bezügen benach¬
teiligt , alle leitenden Stellen sind in französischer Hand . Der
Lehrerstand wird systematisch auf das tiefste soziale Niveau
JnnerfrankreickS herabgedrückt.

In Westpoleu strebt die polnische Regierung danach, durch
Kommunalisierung und Verstaatlichung des ganzen Schulwe¬
sens die deutsche Schule praktisch überhaupt zu beseitigen. Der
Minderheitenschuhvertrag sieht zur Einrichtung einer deutschen
Schule oder deutschen Schulklassen eine „beträchtliche Anzahl "
von Kindern vor . Die polnische Regierung hat hierfür die
hochgegriffene Zahl 40 festgesetzt und sucht durch eine künstliche
Kommunal -Geometrie das Zustandekommen selbst dieser Zahl
zu verhindern . In den Bezirken Nordpommerellen , Südpom¬
merellen und Netzegau sind bei einer Gesamtzahl von 38 664
Schulkindern 12804 nicht ordnungsgemäß beschult und zwar
6 115 völlig unbeschult, 3142 unvollständig beschult (2—3mal
wöchentlich) , 4457 polnischen Lehrern in die Hand gegeben.

In Ost- Oberschlesien ist auf Grund des Genfer Abkommens
den Deutschen das Recht auf die deutsche Schule verbrieft wor¬
den . Durch behördliche Maßnahmen , Terror und verärgernde
Förmlichkeiten, ist in der Praxis der Wille der Erziehungs¬
berechtigten bisher gröblich mißachtet worden . Der Terror ist
planmäßig organisiert . Während bis zum 15. Januar 43 443
Anträge auf Errichtung von Minderheits -Volksschulen einge¬
reicht wurden , sind nach der amtlichen polnischen Statistik -nur
29 329 deutsche Kinder in 32 Volksschulen oder Volksschulklas¬
sen unterrichtet worden.

In der Tschecho-Slowakei wird die Erdrosselung des deut-
chen Schulwesens von Regrerungsseite mit Rücksichtslosigkeit
ietrieben. Der Verlust an deutschen Volks- und Bürgerschulen
oetrug bis zum Herbst 1920 bereits 204 Anstalten . An Mittel¬
schulen wurden bis zum gleichen Zeitraum 10 beseitigt. Im
Hultschiner-Ländchrn, dessen Bewohnerschaft sich seinerzeit zu
98 v . H . für Deutschland erklärt 'kat, sind alle deutschen Schu¬
len unterdrückt. Der Völkerbund hat sich trotz zweimaligen er¬
bitternden Schulstreiks nicht um das vergewaltigte Völkchen
gekümmert.

In Lettland konnte zunächst die Zahl der vorhandenen 45
Schulen seit der Umwälzung auf 92 Anstalten gebracht wer¬
den. Von diesen Anstalten sind 52 jedoch völlig auf private
Mittel angewiesen. Im Schuljahr 1921/22 besuchten 11246
Schüler die deutsche Schule. Die Mittelbeschaffung oblag
dem deutschen Elternverband in Lettland , der alle Beamten
in ganz Lettland umfaßt und zwar in 23 Ortsgruppen .

In Estland hasian die Deutschen drei öffentliche Elementar¬
schulen , je eine in Reval , in Dorpat und in der deutschen
Bauernkolonie Mustek bei Werro . Außerdem bestehen drei öf¬
fentliche deutsche Mittelschulen : in Reval 1 Knaben - und Mäd-
ckvnghmnasium und in Dorpat 1 Realgymnasium für Knaben
und Mädchen zusammen . Im ganzen gibt es 24 deutsche
Schulen, von denen 18 von der deutschen Minderheit unterhal¬ten werden . In ihnen gibt es rund 4009 Schulkinder und etwa
850 Lehrkräfte.

In Süd - Tirol gilt für die Volksschule die berüchtigte LexCorbino, welche für Kinder der italienischen Nationalität die
italienische Schule festseht. Regierungskommissionen bestim¬

men, ohne sich um den Einspruch der Eltern zu kümmern ,
welche Kinder italienischer Nationalität sind . Im Ausland
abgelegte Hochschulprüfungen werden in Italien nicht aner¬
kannt, so daß die akademische Jugend in die Ober -Italienischen
Schulen hineingezwungen wird.

In Siebenbürgen ist die autonomische evangelische Landes¬
kirche seit 800 Jahren der Träger der deutschen Schule , die
aus den Kirchensteuern erhalten wird. Im Jähre 1921 Hanen
von 241 Volksschulen 70 Schulen einen Lehrer, 98 zwei Leh
rer , 31 drei Lehrer, 12 mehr als vier Lehrer . 606 Leyrkäfte
unterrichteten an den Volksschulen 35 571 Schüler , an den

-Bürgerschulen 51 Lehrkräfte 2542 Schüler , an den Mittel¬
schulen 123 Lehrer 3135 Schüler . Gegenwärtig ist allein für
Gehälter der Pfarrer und Lehrer eine Summe von 42 Millio¬
nen aufzubringen . Davon trägt der Staat nur 12 )4 Millionen .
Es kommt dazu, daß der Besitz der Kirche und Gemeinden

durch das „ Agrar -Gesetz" und die Bedrohung des Wald¬
besitzes stark beeinträchtigt wird.

In 350 Gemeinden West -Ungarns bilden die Deutschen die
Mehrheit , jedoch haben leider auch dort kaum 40 Volksschulen
und auch diese fast nur im westen Ungarns , deutsche Unter¬
richtssprache.

In Südslawien bestehen , trotzdem über eine halbe Million
Deutsche dort wohnen, überhaupt keine deutschen Volksschulen
mehr. Die wenigen deutschen Mittelschulen sind mit serbischen
Lehrern und Direktoren besetzt. Die deutschen Privatschulen
werden gesperrt , die Gemeindeschulen sind verstaatlicht . So
wurden in Untersteiermark 20 , in Krain 14 deutsche Privat¬
schulen und Kindergärten aufgelöst. Während die deutschen
Volksschulen in Marburg früher 77 Klassen mit 41 000 Schü¬
lern zählten , gab es im Jahre 1921 dort 60 slowenische Klas¬
sen und 1823 Schülern und 25 deutsche Klassen und 1578 Schü¬
lern . Im übrigen Unter-Steiermark wurden 115 deutsche
VolkSschulklaffen aufgehoben und nur in 9 Gemeindeschulen
eine oder zwei Nebenklassen belaffen. In rein deutschen
Städten wurden deutsche Schulen in gemischte umgewandelt .

politische Neuigkeiten .
Frankreichs Gewaltpolitik.

Paris , 1. Juni . Während der gestrige Tag , den der Präsi »
deckt der Republik in Straßburg verbrachte, der Feier des Ge¬
dächtnisses eines Gelehrten gewidmet war , scheint der heutige
Tag in geschickter Weise vorbereitet worden zu sein, um pro¬
pagandistisch von .ganz Frankreich ausgebeutet zu werden . Der
Präsident der Republik wurde am Vormittag in der Handels -
kamer empfangen, und mittags gab ihm der Generalrat im
Präfeklurgebäude ein Frühstück ; beide Anlässe benützte der
Präsident der Republik um politische Reden zu halten .

In der Handelskammer antwortete er dem Vorsitzenden, der
ihm die Wünsche der Straßburger Wirtschaftskreise vorgetra¬
gen hatte , es gebe Probleme , die die Wirtschaftler besonders
interessierten , und für sie müßten ohne Verzug Lösungen ge¬
funden werden. Seit vier Jahren mache das angeblich ruinierte
Deutschland beträchtliche Ausgaben für öffentliche Arbeiten ,
um seine Konkurrenz in der ganzen Welt zu erdrücken. Bon

! gewisser Seite wolle man das nicht sehen . (Nach dem „Jntran -
j sigeant " erwähnte Millerand im Zusammenhang mit dieser
j „Verblendung ", über die sich die Geschichtsschreiber wundern
i würden , England. Das Blatt bemerkt, daß der betreffende Satz
j Sensation hervorgerufen habe. ) Die selben Leute , die Deutsch-
1 latnb vor dem Kriege als Konkurrentin zur See hingestellt hat -
> ten , der einen von Tag zu Tag bedrohlicheren Aufschwung
! nehme, hätten ihm gestattet, die (Bestimmungen des Versailler
! Vertrages zu verletzen , das Geld, das zur Zahlung geheiligter
! Schulden verwendet werden sollte , dadurch diesem Zweck zu
j entziehen , eine Handelsflotte zu bauen und Haseneinrichtungen
: zu schaffen , die nun in unerhörter Blüte ständen. Und was

Deutschland auf dem Gebiete des Hafen - uild Schiffbaues
durchgesührt habe, habe es aus allen Gebieten bewerkstelligt,

- sodaß man die Achseln zucken müsse, wenn Deutschland sein
! Elend bejammere und behaupte, daß es aus Armut seine

Schulden nicht bezahlen könne . Es sei außer Stande dazu , weil
es nicht wolle und es vorziehe , seine verfügbaren Mittel für
seine eigenen Bedürfniffe zu verwenden. Das sei die Gesin¬
nung Deutschlands. Man müffe sich klar sein über das , was
Deutschland tun werde, wenn es die freie Verfügung über den
Hafen von Kehl wiedererlange und seine Pläne durchzuführen
imstande sein werde. Bis dahin werde man also keine Minute
verlieren dürfen und es werde alles geschehen müssen, damit
der Hafen von Skraßburg und die französische Rheinschiiffahrt
in der Lage seien, ihre deutsche Konkurrenz niederzuhalten .
Millerand versicherte , daß die zuständigen Ministerien das Er¬
forderliche tun würden, um den im Parlament eingebrachten
Gesetzentwurf über den Straßburger Hafen zur Annahme zu
bringen .
Bei dem Festmahl im Generalrat erklärte Millerand in seinem

Namen und im Namen Poincares , sie nähmen beide eine Lehre
mit aus Stratzburg . Und wo hätte man eine solche besser er¬
langen können als inmitten einer Bevölkerung, die achtund-
vierzig Jahre hindurch das Joch Deutschlands erduldet habe!
„ Mehr als einmal ist mir im Verlaufe meiner Reise zugerufen
worden : „ Bleiben Sie fest ! Halten Sie durch ! " Sie können
beruhigt sein : wir werden ihren Ratschlägen folgen. Wie könn¬
ten wir auch schwanken ? Hatten wir nicht , ehe wir uns zu
einer auf den Versailler Vertrag und das internationale Recht
gestützten Politik entschloffen , drei Jahre hindurch — zu lange
vielleicht ! — alle möglichen Versuche unternommen , auf gütli¬
chem Wege unseren ehemaligen Feind zu veranlassen, daß er
seine Versprechungen halte und seine Pflichten erfülle , die ihm
heilig sein müßten ? Man versichert , daß es in Deutschland ge-
wiffe Gruppen und gewiffe Parteien gebe , die nur wünschten,
daß die Regierung das unternehme , wa» sie tun müffe ; an

men . Aber wie könnten wir vergeffen, daß drei Jahre hindurch
Frankreich und die Alliierten mit den verschiedensten Regie-
rungen , mit den Sozialdemokraten und mit dem Zentrum ,verhandelten und daß wir während dieser Jahre auf eine»
schlechten Willen gestoßen sind, der alle erdenklichen Formenannahm und der immer den gleichen Versuch, darstellt : un»
zu ködern und sich über uns lustig zu machen ! Die InteressenFrankreichs sind uns anvertraut , und wir sind ruhig, aber un¬
erschütterlich entschlossen, dafür zu sorgen , daß die Interessen
Frankreichs nicht geschädigt werden. Deutschland wird zahle»,was es schuldig ist, das versichere ich Sie ! Wir brauchen dabeinur dem Beispiel zu folgen, das Deutschland selbst gegeben hat :
Nach dem Kriege von 1870 hat Deutschland Frankreich eine
Kriegskontrrbution van Milliarden aufgezwungen ; es hat unsaber nicht «gefragt , was wir tun wollten, es hat uns weder seineUnterstützung noch seine Ratschläge angeboten, es hat uns nurerklärt : Zahle , was du schuldig bist ; ich bleibe auf deinem Ge¬biet. bis gezahlt ist . Wenn gezahlt ist, werden wir fortgehen!Und Deutschland hat nach dem gehandelt, was es ausgesprochenhatte . Wir werden nun handeln, wie Deutschland gehandelthat ."

Millerand gab der Überzeugung Ausdruck , daß die gesternabend von der Bevölkerung von Straßburg veranstaltete Kund¬
gebung auf dem Broglie-Platz nützlich .gewesen sei. Aber auchanderswo werde man begriffen haben, daß das nach 1871 dem
Mutterland entrissene Elsaß gesagt habe : „ Nimm dich in achtl1870 hast du nicht achtgegeben . Wir sind einer verblendende«
kurzsichtigen Politik zum Opfer gefallen .Damals wurden wir
selbst der Einsatz einer solchen Politik . Wir werden am Rhein
Wache halten , aber wache du mit uns , denn wir würden sonst
für die , die auf uns lauern , die erste Beute sein ! "

„Das El-
saß"

, so fuhr Millerand fort , «kann sich auf Frankreich verlas¬sen, das im Bewußtsein , im Einklang mit seiner politischen
Idee zu handeln , das unerläßliche Werk bis zum Ende durch -
führen wird ! "

Ludwigshafen a. Rh. 1 . Juni . Nach zuverlässigen Informa¬tionen ist der Urheber des Anschlages aus die Eisenbahnstreckebei Insheim heute in der Person eines aus Oldenburg stam¬menden Ingenieurs des Oppauer Stickstoffwerks der Badi¬
schen Anilin - und Sodafabrik durch die Franzosen verhaftetworden . Er hat die Tat eingestanden und erklärt, er habe sieaus Vaterlandsliebe ausgeführt ; er sei deutscher Offizier . DerName des Ingenieurs ist noch nicht bekanntgegeben . Der Mann
soll sich dadurch verraten haben, daß er sich öffentlich brüstete,die Tat begangen zu haben. Nachdem der Täter festgenommen
ist , erwartet man eine Aufhebung oder doch Milderung derüber die Städte Ludwigshafen-Mannheim verhängten schwerlastenden Berkehrssperrr .

Landau , 1 . Juni . In der gestrigen Sitzung des Militär¬
polizeigerichts wurden folgende Fälle verhandelt :

1 . Lorenz Berberich, Polizeiwachtmeister aus Mannheim , dev
glaubte , im unbesetzten Mannheim französische Offiziere nicht
grüßen zu brauchen. Er erhielt 6 Monate Gefängnis und
50 000 Mark Geldstrafe oder weitere drei Monate Gefängnis .
In der Begründung heißt es, daß überall, wo französische Offt-
ziere i«r Dienst erscheinen , der. Boden als besetztes Gebiet z»
betrachten fei.

2 . Hermann Münch wurde im besetzten Hasengebiet ver¬
haftet , weil er seinen Dienst in Zivil versehen hatte . Er er¬
hielt die ,gleiche Strafe , weil ein Befehl bestehe, daß deutsche Po¬
lizeibeamte im Dienste die Uniform zu tragen hätten .

3 . Anna Lindberg , Lebensmittelhändlerin aus Ludwigshafen
verweigerte den Verkauf von Rotkraut an das Personal eines
französischen Offiziers unter dem Vorwand, daß das Kraut für
den eigenen Bedarf bestimmt sei, und wurde deswegen zu
50 000 Mark Geldstrafe oder drei Monate Gefängnis verur¬
teilt .

Die A?eparationskrage.
London, 31 . Mai . In der Reparatiousfrage sind keinerlei

offizielle engl . Äußerung vor der angekündigten deutschen Ant¬
wort zu erwarten . Die Behauptung , daß die neue Re¬
gierung ein« neue Richtung einschlagen werde , ist sicherlich
unzutreffend ; dagegen ist ebenso sicher , daß die Bemühungen
in Kreisen der englischen Wirtschaft um eine Erleichterung der
Lösung für die jetzige Regierung noch stärker als für die vor¬
hergehende mitbestimmend sind . Sicherlich würde die Regie¬
rung auch nicht am Buchstaben des Januarplanes festhalten.
Die Auffassung industrieller Kreise des Parlaments verdient
in wachsendem Maße Beachtung. Ihren Ideen , welche in
Berlin insbesondere durch den Bericht eines türzlich hier an¬
wesend gewesenen prominenten Vertreters der deutschen Fi¬
nanz bekannt sind , kommt umsoinehr Bedeutung zu , als sie
nicht ohne zuverlässige Kenntnis der Pariser Strömungen zu-
stände kamen.

Die heutige Auffassung dieser Kreise ist, daß die Benennung
eines Minimums und Maximums für die Reparationssumme
und eine endgültige spätere Nachprüfung innerhalb dieses Rah¬
mens durch eine internationale Kommission der geeignetste
Ausweg wäre . Als Minimum müßten dreißig Milliarden
deutscherseits anerkannt werden, während von den Franzosen
sechzig Milliarden als Maximum augenomnlen werden müß¬
ten . Das Schwergewicht liegt dann zunächst in den Anunitä -
ten und Garantien . Diese Kreise such bezüglich der Eröffnung
von Krediten für Deutschland weniger pessimistisch als KeyneS .
Vorausgesetzt wird dabei eine anglo- ainerikanische Kooperation.
Ein ansehnlicher Betrag könne und müffe sofort deutscherseits
durch eine Anleihe beim deutschen Kapital erhoben werden.

Der Betrag , der von der Industrie übernommenen Garan¬
tien für die Annuitäten wird als zu gering angesehen. Dis
„Westminster Gazette " meint, daß Deutschland auf solcher
Basis nicht gemäß seiner wahren Zahlungsfähigkeit zahlen
werde . Das Blatt betont nochmals die Notwendigkeit der Auf».



stcllung . eines- festen Planes , wonach die Industrie einen
«ngemeffenen und gesicherten Beitrag übernehme . Die Mei¬
nung der englischen Konservativen ist gewiß nicht milder .

L »«don „ 81, Mai . Die „Times " fordert in einem «Die
oberste Frage " überschriebenen Leitartikel die baldigst Rege¬
lung der ReparationSfrage als Ziel de» britischen Politik , da
leine Zeit zu verlieren sei . Das Reparationsproblem liege fast
jedem anderen Problem zugrunde Seine finanziellen und
rommerziellen Verwicklungen gingen weit über Europa hinaus .
Die fortschreitende Verschlechterungin der wirtschaftlichen Lage
Deutschlands sei jetzt jedem Auge offenkundig; selbst sran -
Höfische Beobachter geständen die Besorgnis ein, die sie früher
nicht empfunden hätten ; es werde nicht wieder erklärt , daß
Deutschlands Geldknappheit mit seiner wirtschaftlichen Lage
nichts zu tun habe. Die rasche Entwertung der deutschen
Währung habe zu politischen und sozialen Unruhen geführt ,die möglicherweise von ansteckender Art fern könnten. Es
stehe natürlich außer jedem Zweifel , daß Deutschland seine
finanziellen Angelegenheiten während eines langen Zeitrau¬
mes schlecht geleitet habe, der Versuch , die Mark zu stützen »

be angesichts der Lage im Ruhrgebiet nur zeitweilig Erfolg
bei, können und es sei schwer , die Beweggründe der Unter¬

suchung des Reichstagsausschusses zu verstehen; denn was
könne sich überhaupt Gutes daraus ergeben ? Der Ausschuß
habe Schritte getan , um die Veröffentlichung grundleg wider
Informationen zu verhindern, die eine Grundlage zur Schät¬
zung der auswärtigen Hilfsquellen der deutschen Industrie
bieten würden . Die Besetzung des Rnhxgebiets sei endgültig
schädlich für die wirtschaftlichen Jnteresien Englands , well sie
durch die Desorganisierung der deutschen Industrie zu der Des-
»rganisieruilg der internationalen Industrie führe . Frank¬
reich müsse, um die Fortsetzung seines abenteuerliche Ex¬
periments zu rechtfertigen, zeigen, welche Vorteile es ihm ge¬
bracht habe.

Die „Times " fragte , ob selbst , wenn Deutschland den passi.
*en Widerstand beende , Frankreich irgendwelche Vorteile haben
würde, die es durch eine Regelung des Problems erlitten
würde, die die Zustimmung der Welt und des Schuldners
finde. Es seien Anzeichen vorhanden , vielleicht augenblicklich
nur geringe, daß beide Länder bestrebt seien, die Lage zu be¬
enden, die für die Welt schädlich sei . Es liege im Jntereffe der
Welt im allgemeinen und dem Europas im besonderen, daß
die britische Regierung bereit sei, sobald wie möglich einzu-
grrifen , um eine Regelung zu fördern . Man sei sehr dafür ,
daß die Frage zunächst zur Entscheidung an das Welttribunal
»eriviesen werde. Deutschland habe durch seine Aktion den
Argwohn veranlaßt , daß es seine Verpflichtungen zu um¬
gehen wünsche ; Deutschland könne diesen Argwohn beseitigen,indem es in klaren Worten ohne Einschränkung das in seiner
letzten Note gemachte Angebot wiederhole, die Frage zur Ent -
icheidung an einen internationalen Ausschuß von Sachverstän-

«igen zu überweisen. Um die bona fides dieses Angebots zu
bestätigen, müffe Deutschland sich verpflichten, einer solchen
Kommiffion alle Informationen über seine finanziellen An-
>elegenheiten zur Verfügung zu stellen.

Die Gewerkschaften und das Angebot
der Industrie .

Berlin , 1. Juni . Der Allgemeine Deutsche GewerkfchastS-bund, der Afabund , der Allgemeine Deutsche Beamtenbund
«und der Gewerkschaftsring deutscher Arbeiter -, Angestellten-
und Beamtenverbände sHirschDu -icker) üjwfon auf Grund
von gemeinsamen Beratungen dem Reichskanzler ein Schrei¬
ben- übersandt, «worin sie zu dem Garantievorschlag des
Reichsverbandes der deutschen Industrie Stellung nehmen . Das
Schreiben hat in seinen grundsätzlichen Teilen folgendenMorLout :

.Wir erkennen an . «baß die Stellungnahme der Industrie
endlich die grundsätzliche Zustimmung zum Gedanken der
Sachwerterfnffung bringt . Diese Zustimmung wird aber nahe,
zn wirkungslos durch «die außenpolittschen und innerpolitischen
Boraussetzungen, die die Industrie «daran knüpft . Auf die
außenpolitischen Voraussetzungen versagen wir uns aus nahe-
kiegenden Gründen «gegenwärtig eiuzu«gcheu. Die innerpoli -
chsthen Wopausfotzungen schönen >u«ri«s «das VerWltnrs Ider
Wirtschaft zum Staat völlig zu verkehren . Dir Industrie
versucht hier , mit dem Staat als unabhängige Macht zu vrr -
Handeln und stellt «ForderU-igen, wo «es sich darum hanidelt,die Bürgerpflichten gegen den Staat zu erfüllen . Die Hal¬
tung der Industrie läßt den Schluß zu, daß sie das «Gesamt¬
probleim der «Reparationen über «den >Staat hinweg von In¬
dustrie zu Industrie lösen will. Dir Staatsautorität müßte
unerträglich geschwächt werden , wen«n die Meichsvogierung sich
aus die Bedingungen des Reichst!erbandes einilisße. Die
Sachwerterfaffung kann nur auf dein Wege der gesetzlichen
Regelung verwirklicht werden . Die Beschreitung dieses Weges
wird dir uneingeschränkte Unterstützung der «gewerkschaftlich
organisierten «Arb -itnehmerffchaft sinder . Die Forderung der
grundsätzlichen Fernhaltung des Staates von der privaten
Güiererzrugunz und -Verteilung würde Zustände wieder¬
bringen . wie sie vor achtzig Jahren «in der Wirtschaft herrsch¬ten, das heißt, «es würde lediglich Profitstreben «der Mntrtebs -
tznotor der Wirtschaft sein und grmeiniwirtschastliches Denken

vollständig ertötet werden. Es ist für «n» unmöglich, .übet
die Preisgabe des Achtstundentages, Aufhebung aller Entlaf -
fnngsbefchoänknngen und anderer in dieser Richtnng erhobener
Forderungen des ReichSverbandeS $» verhandeln . Das Ver¬
langen , die Reichs- » ich Staatsbetriebe auf die Höhr der
vollen Leistungsfähigkeit zu bringend «ist eine alte Forderungder Gewerkschaften und wird daher von uns unterstützt . Es
darf über kein ZweifeL darüber bestehen, daß «für die unter ,
zeichneten Spitzenverbände eine Privatisierung dieser Betriebe
ansgeschloffen ist. Aus «diesem Verlangen der Industrie er¬
gibt- sich schließlich ihr Verzicht auf die 'bisherige Forderung ,
daß namentlick, Reichsbahn und Post unter Außerachtlassung
«ihrer eigenen Rentoibilitäl die JiÄevsisen der Privatwirtschaft
berücksichtigen müßten ; auch das stellen wir fest . Selbst bei
Verwirklichung jenes Verlangens der Industrie dürste die Er¬
zielung der von ihr angenomm,:nen Erträgnisse der Reichs,
und Staatsbetrieb ; «für absehbare Zeit nicht möglich sein . Zu¬dem geht mit dieser Überschätzung der Leistungsfähigkeitder Reichs- und Staatsbetriebe als Hauptbetriebe «der Wirt¬
schaft eine auffallende Unterschätzung der Leistungsfähigkeitder gesamten privaten deutschen Wirtschaft parallel . Das
Schreiben der Industrie läßt evkeninen» daß sie den Blick vor¬
nehmlich auf die Schonung der Privatwirtschaft und des Prr -
vnttvermögens richtet «und daß sie unlberücksichtigt läßt , daß di ;
Erhaltung dieses Besitzes von «der Evhaltnng des Staates und
seiner Wirts «hast aibhangt. Rur so erklärt sich «di: «Haltung der
Industrie , die den «Eindruck erweckt, als ob st; dem Reich Be¬
dingungen auserlegen könnte . «Eine Herausforderung aber
ist «das Verlangen , baß „Regierung und Volk "

sich zu derar¬
tigen Grun «dsätzen sowie zu deren „sofortiger Verwirklichung" I
bekennen sollen. Wir vermissen in dem «Schreiben des Reichs-Verbandes den «Willen zu ausreichender Steuerleistung . Er !
wäre um so nötiger , als die Arbeitnehmerschaft es rächt ver- «
steheu kann, «daß fie bei der Besteuerung mit dem vollen Geld« '
wert erfaßt «wird , während Industrie , Handel und Landwirt . ;
schuft infolge der Geldentwertung nach wie vor nur geringe jBruchteile der vom «Gesetzgeber beabsichtigten Steuerlsistnng ;
ausbringen . Wir «empfinden es als unerträglich , «daß dir In - jdustrie ihre wirtschaftliche «Macht «durch Stellunz von Bedin - j
gungen bei Erfüllung von Staatsnotwendigkeiten auszunntzen «
sucht. Die Volkskrei'se, di«; hinter den von den «Unterzeichneten «
Spitzenverbäriden Vertreterin Gewerks«ichaften stehen, erklären jmit aller Deutlichkeit, «daß sie von Regierung und Reichstag !
«eine Verteilung der ReparationsLasten «erwarten, die «vor allem jdie großen fundierten und unfundierten Vermögen zur Dek- «
kung heranzieht ."

jAls Anlage ist dem Schreiben der Gewerkschaften ein Mr - :
morandum beigefügi, worin zu dem Vorschlag der Industrie [im Einzelnen sachlich Stellunz genommen wird . Darin heißt
«es «u . <*. :

„Der Reichsverband der deutschen Industrie will den«Privat¬
besitz nur «in vorübergehender Verpfändung und nur insoweit
verpflichtet sein lassen , als er in unbeweglichem Vermögen
verkörpert ist ; das gesamte bewegliche Vermögen soll also von
der Inanspruchnahme ausgeschlossen sein. Hierzu fehlt jede
Berechtigung «Soweit eine vorübergehende Verpfändung von
Sachwertbesitz erörtert wird , ist sie an so viele Voraussetzungen
gÄnüPst , daß «das Angebot «seinen Hauptwert verliert . Die
Rücksichtnahme «der «Jiibustri -e ans ihre Jnteresien läßt di; Jn -
teress'n der Gesamtheit viel zu kurz kommen. «Es fällt «auf, daß
nächiD ^einnnz «das Reichsverjbonfi>e8 jaus den staatlichenPsand -
obßekren; sofern sie nach privaiwirisch . Grundsätzen ertrags . >
fähig werden, in absehbarer Zeit jährl . etwa 600 Goldmillionen , |
vielleicht eine Milliarde und meh rherausgewirtschaftet werden j.
können, während die gesamte deutsche Wirtschaft unter An- «
spannung aller Kräfte neben den sonstigen schweren Lasten
nur eine Höchstsumme bis zu 500 Goldmillionen aufbringen
könne . Als Staatsbetriebe kommen in erster Linie Eisenbahn ,
Post, Forsten und Bergwerke in Betracht . Aus den Staats¬
forsten wird nur ein kleiner Teil der geschätzten 600 Goldmillio-
nen aufzubringen sein . Das gleiche gilt für den Staatsbergbau .
Wenn Eisenbahn und Post in der Hauptsache den angegebe¬
nen Betrag erzielen sollen , ist es geradezu unverständlich, daß
die Leistungsfähigkeit der garizen deutschen Wirtschaft auf !
höchstens 500 Goldmillionen geschätzt wird . Rach den Schät - i
gungen des Volksvermögens vor dem Kriege war das Ver¬
hältnis des staatlichen zum privaten Vermögen etwa 1 zu 7.
Dennoch mutet der Reichsverband den Staatsbetrieben die
Aufbringung eines doppelt so hohen Betrages als dem weit
größeren Privatvermögen zu ! Es ist irreführend , wenn der
Reichsverband den Kapitalwert der von der deutschen Pivat -
wirtschaft zu garantierenden Jahresleistung auf mehr als die
Hälfte des gegenwärtigen Verkaufswertes schätzt. Danach
würde der Wert der gesamten deutschen Wirtschaft nur aufrund 20 Goldmilliarden anzunehmen sein. Diese Schätzung ist
unzulänglich.

Die grundsätzliche Fernhaltung des Staates von der privaten
Gütererzeugung und -Verteilung ist unmöglich und wider¬
spricht der eigenen Forderung des Reichsverbandes , die
Staatsbetriebe in erster Linie für die Haftung des Reiches
heranzuziehen . Die Alleinhaft des Staates für Reparationsver¬
pflichtungen erfordert einen Ausbau und eine Leistungssteige-

Max Dalbe 's „Strom " in der Volksbühne .
Auf allen Gebieten der Kunst, der bildenden und der reden¬

den , der schöpferischen und reproduzierenden , ebenso auch im
Kunstgewerbe, hat man es erlebt , wie aufkommende neue Aus¬
drucksformen sich als das einzig Wahre , als dre „Richtung der
Zukunft " gebärdeten , mit jener Anmaßung , die auch ein Vor¬
recht der Jugend ist . Auch der Naturalismus meldete vor
dreißig und mehr Jahren solche Ansprüche an . Die Erfahrung ,die auch meist den nötigen Abstand zu den Geschehnissen und
Leistungen schafft , hat gezeigt, daß ein Teil der erhobenen
Ansprüche berechtigt ist, und so stellte sich die damals neue
Kunstart dar als eine beachtenswerte Ausdrucksform, eine
von vielen ! Also immerhin eine Bereicherung . Unter
den damals auftauchenden Persönilchkeitetn ragte neben Ger¬
hardt Hanptmann und Sudermann Max Halbe hervor, des¬
sen Dramen „Jugend ", „Mutter Erde "

, „Der Strom " Wert¬
schätzung genießen, wie nicht minder sein Roman „Die Tat
des Dietrich Stobäus "

. Scharfe Charakterzeichnung, glückliche
Milieuschilderungen .sind ihm eigen.

Auf dem immerhin mühevollen Wege, den die „Volksbühne"
ihre Mitglieder führen will bis zu den selbstgesteckten Zielender Vermittlung guten Geschmacks, Lebenserfahrung und
Wissens ist die Ausführung von Halbes „Strom " eine wichtigeStation . Da die Einschätzung des Theaters als „Amüsier¬anstalt " verbreiteter ist, als die Anerkennung seiner Bildungs -
aufgaben , so haben die Darbietungen der heiteren Muse derDirektion wohl rauschendere Erfolge , gebracht, mit denen die
mehr in die Tiefe gehenden Wirkungen aller der bisher ge¬zeigten, ernsten Stücke nicht vergleichbar sind.

„Der Strom " spielt in der nordostdeutschen Heimat des
Dichters am Unterlauf der Weichsel , jene Gegend, die jetzt zum
polnischen „Korridor " gehört — vorläufig . Die Handlung er-
schöpft sich nicht mit dem leichtverständtichen. weil volkstüm¬
lichen Familienkonflikt, in dem den attemgewurzelten , halb.

egoistischen , halb familienpolitischen Ansprüchen des Erstgebore¬
nen mit dem Ziele der Konzentration des Besitzes sich die Bin¬
senwahrheit vom „ gleichen Recht für alle" entgegenstellt. Im
Hintergrund steht die immerwährende Bedrohung der Existenz
durch das Element des Wassers. Der Strom gleicht hier
einem zwar gebändigten, scheinbar unschädlichen Ungeheuer,das aber doch zeitweise versucht, die angelegten Fesseln zu
sprengen. Schwerste persönliche Gefahren für die Bewohner,
Vernichtung der. Wohnstätten und des Ackerlandes durch Ab -
schwemmung waren die Folgen.

Die Darstellung im Ganzen unter Herrn Kienscherfs
Regie war anerkennenswert . Peter , der älteste der drei
grundverschiedenen Brüder Doorn wurde durch Herrn Pa¬
schen als der knorrige, fest auf seinem Grund und Boden
stehende Gewaltmensch gezeichnet , dessen nicht saubere Hand¬
lungsweise durch sein aufopferungsvolles Ende bei der Ver¬
hinderung der an Wahnsinn grenzenden Tat des jüngsten Bru¬
ders in etwas gesühnt erscheint. Als zweiter Bruder Heinrich,weit gereister Techniker , der in die enge Heimat zurückkehrr ,
löste Robert B ü r k n e r vermittelnd zwischen den feindlichen
Familienmitgliedern eine dankbare Aufgabe. Jakob , der
Jüngste , hatte unter dem Egoismus des ältesten Bruders am
meisten zu leiden gehabt. Er wurde durch Georg L i t s ch in
lebendiger Weise dargestellt. Mit der von ihm vielfach beton¬
ten Vernachlässigung seiner Ansprüche stand sein Äußeres
allerdings im Gegensatz; er hätte schon etwas ruppiger , wohl
auch unbeholfener austreten können. Höchstes Lob muß aber

! der Darstellung der Frau Renate , des ältesten Bruders (Mel.
i Ermarth ) gezollt werden, die eine wohlabgewogene Leistungbot. Die stachlige Großmutter (M . Frauendorfer ) und
« der redselige Knecht Reinhold (P . G e m m e ck e) fanden lebens-
! wahre Gestaltung . Die Durchführung des westpreußischen
j Dialekts, von dem man nur in der Rolle des Knechts Ansätzebemerkte, ist wohl mit Rücksicht auf die hiesigen Hörer , weil
j schwer verständlich, unterblieben . q yy

rung der Reichäbrtriebe i» Wettbewerb mit der privaten Wirt -- sthaft. " -
Zu dem Verlangen , der« Aufhebung der Kriegs- «nd Zwangs - .Wirtschaft einschlletzlich der Außenhandelskantrolle erkläreti di«Gewerkschaften, daß die Zwangswirtschaft schon stark gelockert

sei und hauptsächlich nur noch Verteilungsvorschriften übrig -
geblieben seien . Auch die Außenhandelskontrolle , . die - die
deutsche Wirtschaft vor Substanzverlusten habe schützen sollen, •befinde sich in völliger Selbstverwaltung der Wirtschaftskreiseund sei gleichfcckls bereits sehr wesentlich abgebaut . Eine sofor -
tige Aufhebung der Demobilmachungsvorschristen wäre für die .Gesamtheit der deutschen Wirtschaft unerträglich . Die sozialen '
Verordnungen über Erwerbslosenfürsorge , Arbeitszeit -Rege- «
lung , Tarifverträge , Schlichtungswesen usw. beruhten auf De-
mohilmachungsrecht und müßten durch Gesetze abgelöst wer¬den ; ihre sofortige Aufhebung sei unmöglich. Die Forderungeiner Beschränkung der Staatsgewalt auf das Schiedsrtchter-amt in wirtschaftlichen Streitigkeiten verrate einen bedauerli- .
chen Mangel an sozialer Einsicht gegenüber den unter den
Nachwirkungen des Krieges leidenden arbeitenden Volkskreisen»sodaß es schwer falle, diesen Rückfall in das krasseste Manche¬stertum sachlich zu charakterisieren. Die Gewerkschaften be¬
kämpften auch den Grundmangel der gegenwärtigen Stener -

! gesetzgebung , die systemlos Steuern aufeinanderhäufe . Die
! Geldentwertung habe erhebliche Teile der Steuergesetzgebung
! praktisch fast bedeutungslos werden kaffen . Eine Hebung der
I Steuermoral habe zur Voraussetzung einen Verzicht der Jn -
« dustrie und der übrigen Wirtschaftskreise darauf , noch länger

Nutznießer der Geldentwertung zu sein. Einer sinnvollen
Steuerreform zum Zwecke der Aitsbalanzierung des Haushal¬tes müßten folgende Richtlinien zugrunde liegen : „1. Orga¬
nische Zusammenlegung und Vereinfachung des Steuerver - «
waltungsapparates und der derzeitigen Steuern ; 2. Anpas¬sung der Steuern an den sich ändernden Markwert und Auto¬
matisierung des Steuereinganges ; 3. Schaffung einer wirkst- «
chen allgemeinen Ouellenbesteuerung im Sinne einer Elsas - «
sung der Sachwerte , die allein die Inflation erfolgreich be¬
kämpfen kann.

"
Der Reichsverlband «verlangte eine Steigerung der allgemei. '' nen Arbeitsleistung . Diese Forderung bedeute nicht nur die

volle Arbeitspflicht aller Beschäftigten, «sondern auch die Au» «
erkennung «des Rechtes ans volle Beschäftigung. Die Entlas¬
sung «von Arbeitn «eihmern s0wi«e «die teilweise r oder periodischen
Betriebseinschrän«knngen und Stillegungen wirkten der Steige¬
rung dar Profiltion entgegen und erschwerten deren qnali .ta«tive Hebung . Wenn «die Industrie «den «Achtstundentag grund¬
sätzlich aufrechterchalten «wissen «wolle und lediglich «Erhöhungder Tarifsvetheit verlange , so könnte bas zu «dem ©iaulben
verleiten, die Arbeitgeberkreise hätte r sich «mit .dem gesetzlichen
Achtstundentag a«bg«efuuden . Der Hinweis auf «die Vorarbei .ten des Reichskwirtschaftsrates besage äber im «Gegenietl , daßdie Unternehmer «auf die lange Freiliste gesetzlicher Ausnah¬
men in den vorliegenden !ArbeitAzeit-«Gesetzentwüvfen nicht
zu verzichten «ze«dächten .

Im Zusammenhang wird in dem «Memoraridum über die
Forderungen d^r Industrie foilgendes gch

'agt :
„Die Voraussetzungen besagen «-richts anderes als : staat¬

licher Zivang ans die «Arbeitn«chmer zur «vollen Einsetzung der
Arbeitskraft für qu«antitative und qualitative Hebung der Pro¬duktion durch gesetzliche «Verpflichtung zu mehr als achtstün¬
diger «Arbeitszeit, unterstützt durch «urbeschränktes Entlaffungs -
recht der Arbeitgeber . Es «bedeutet ferner die Abwälzung des
dem Besitz aufzuevlegenden Teiles der Reparation -Slasten auf ■
die Arbeitnehmer , di ; «dann «durch «Mehrarbeit und Hunger «di:
Verzinsung der dem Ausland geschuldeten «Milliarden aufzu » .«bringen hätten . Mit dem Versuch der Durchführung einer
sol«chsn Forderung «mühten unabsehbare soziale und wirtschaft¬
liche Kämpfe entbrennen ^ denn die Gewerkschaften könnten
eine solche «Entrechtung der «Arbeitnehmer niemals bu«!drn . Di«
Lebenshaltung der arbeitenden Schichten ist schon heute umein ganz Beträchtliches unter den früheren Lebensstandardgesunken u«nd bewegt sich mit wenigen Ausnahmen an der
Grenze der nackten Existenzsristung . Dieser Zustand ist «un¬
tragbar , aus innerpolitischen »oi«e auch aus au «ßenpolitischenGrünlden ! Much «das Ausland kann es auf die Dauer nicht
ertragen , «daß im Herzen Europas ein Sechzig -Millionenvolk
mit einer so tiefstrhenden Lebenshaltung seine Wave«n auf den
«Weltmarkt wirft . Die deutschen Arbeiter «müffen Widder zueiner Lebenshaltung gelangen , die mindestens dem durchschnitt¬
lichen Stand in «den Jndustriel «ändern Europas entspricht.Nicht nur «auf «dem Valuta -Dumping , sonhern auch «auf diesem
grs«uinkkenen Lebensstandard der «deutschen «Arbeiter beruhten
größtenteils in der Nachkriegszeit die Exportgewinne der deut¬
schen Industrie . Die Arbeitnehmerschaft ist nicht gewillt, durch
Beseiigung des «ItchtstuNdrntages «u«nd noch weitere Herab -
«drückung ihrer «Lebenslage die Reparationsleistung zu tra .
gen . Sie hat den Achtstundentag ; ihn wird sie sich zu er¬
halten wissen.

Zusammenfassend «eMären wir , daß in dem «Schreiben de-
9ieichsverban«des die «Grundlage für di : Lösung des «Gesamt -
Problems der Reparation nicht gegeben ist. «An einer gesunden Lösung des Rsparationspröblems mitzuwirken betrachtendir Unterzeichneten Gewerkschaften auch weit«erhin als ihr««Aufgabe.

Mobltätigkeitskonzert
des Münner - Äuartett 16er Lssen .

Schon weil dies Konzert bestimnü war , zwischen den schwerbedrängten Stammesbrüdern im Ruhrgebiet und uns engereBeziehungen zu knüpfen, hätte es ein volles Haus verdient.In andern badischen Städten hatten auch in der Tat dies«
Essener stets bis auf den letzten Platz gefüllte Säle ; nur
Karlsruhe , das sich doch so gern eine Hochburg des Männer¬
gesangs nennen läßt , versagte, obtvohl es bei dieser Gelegen¬
heit hätte hören können, wie man selbst Konzerte rein lieder-
tafelmäßigen Charakters auf ein hohes künstlerisches Niveau
bringen kann. Denn das Männerquartett 16; r Essen ,das allerdings aus ausgesucht bestem rheinländischen Klang-
material zusammengesetzt ist, hinterließ gerade nach dieser
Richtung den denkbar günstigsten Eindruck. Tadellose Aus¬
sprache und rhythmische Prägnanz find dabei ebenso zu loben
wie der prächtige Stimmenausgleich . Das Programm trug
starkem vaterländischen Empfinden Rechnung in den beiden
Teilen „Der Rhein " und „Das deutsche Volkslied"

. Verschie¬
denes mußte zugegeben werden, so nachhaltig war die Wirkung
auf die Erschienenen. Die technische Vollkommenheit der Ge¬
samtleistung hatte zur selbstverständlichen Voraussetzung sorg¬
fältigste Vorarbeit durch den tüchtigen Chormeister G u st a v
Starkgraf . Ihn und seine trefflich geschulten Sänger
ehrte man durch starken Beifall und Überreichung eines Lor-
berkranzes . Als Solisten betätigten sich die Herren Th . Pracht
und H. Rahner . H . Sch.

*

Bei dem Konzert der Essener Sänger , das am Mittwoch
abend in der Festhalle stattfand war Herr Finanzminifter
Köhler in Vertretung des Staatspräsidenten erschienen und
ließ den Sängern einen Schwarzwaldkranz in Eichen - und
Tannengrün mit einer Schleif« u» den badtscher. Farben über¬
reichen.



Ssdiscker Landtag.
Gerichtsvollzieher , Badeärzte , Zeichen « nd Mnjiklrhrer .

einer Vorlage an dett Landtag wird eine Änderung der
M . r»ldunaLordnuiig für diese Beamtenkategorien vorgeschla »

- Danach « halt der 8 17 des Besoldungsgesetzes folaeüde
affung:

8 17.

L

l
( 1 ) Die planmäßigen Gerichtsvollzieher beziehen neben

»em Diensteinkommen sowie den Kinder- und TeuerungS -
« schlagen nach näherer Bestimmung des Justizministeriums
«nen nicht ruhegehaltsfähigen Anteil an den vereinnahmten
Gebühren sowie Vergütungen für Auslagen .

(2) Die Gebühren und Auslagen , welche die Gerichtsvoll-
« eher auf Grund reichs- oder landesrechtlicher Vorschriften
*u beanspruchen haben, erheben sie für die Staatskasse , soweit
| e nicht auf Grund des Absatzes 1 ermächtigt werden, Aus¬
lugen für fich zu erheben.

(3} Die vorstehenden Bestimmungen finden auf außerplan¬
mäßige Gerichtsvollzieher sowie auf die probe- oder aushitfs -
>urise im Gerichtsvollzieherdienst beschäftigten Beamtent An-
Mndung ."

2. Der . 8 34 erhält folgende Fassung :
. (1 ) Den Badeärzten in Baden und Badenweiler , für die

ln der Besoldungsordnung keine Amtsstellen vorgesehen find,
bleiben ihre Rechte als planmäßige Beamte gewahrt und
zwar ihre Gehaltsansprüche nach der Gehaltsordnung vom

^
12.

Uug . 1908 u . ihr Anspruch auf Wohnungsgeld in Höhe der « ätze
bes Wohnungsgeldgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 27 . Mai 1910 . Diese Ansprüche können durch enr,
sprechende Umwandlung in . Grundgehalt und Ortszuschlag den
Bestimmungen dieses Gesetzes angepaßt und es können da¬
neben die entsprechenden Teuerungszuschläge bewilligt wer¬
ben.

(2) Dieses Verfahren findet bei der Regelung der Ruhe¬
stands- und Hinterbliebenenbezüge sinngemäße Anwendung .
Es gilt auch für die Bemessung der Versorgungsgebührnisse
- er früheren planmäßigen Bezirksassistenzärzte und ihrer Hin-
terbliebenen.

"
3. Die Besoldungsordnung ist wie folgt zu ändern :
In der Grupps VIII ist die Anführung „Zeichenlehrer,

Rusiklehrer , soweit nicht in Gruppe IX " zu streichen .
In der Gruppe IX ist die Anführung „Zeichenlehrer" und

»Musiklehrer" zu streichen und nach „ Gewerbelehrer " inner¬
halb der Klammer einzusügen „Zeichenlehrer" und „Musil¬
lehrer".

In der Gruppe X ist nach „ Gewerbelehrer " einzufügen
»Zeichenlehrer" und „Musiklehrer " .

Artikel 2. Die Bestimmungen des Artikels 1 treten be.
Üglich der Ziffer 2 mit Wirkung vom 1 . April 1922 , bezüglich
er Ziffer 3 mit Wirkung vom 1 . April 1920 in Kraft . Der

Zeitpunkt des Inkrafttretens der Ziffer 1 wird durch daS
Justizministerium bestimmt.

Die Begründung lautet :
Zu Artikel 1 Ziffer 1 . Nach den bisherigen Bestim¬

mungen des 8 17 des Besoldungsgesetzes erhalten die Gerichts¬
vollzieher an Stelle des Grundgehalts und OrtszuschlagS
Gebühren und Auslagenersatz nach den reichs- und landes¬
rechtlichen Vorschriften. Ihre Bezüge an Kinder- und Teue¬
rungszuschlägen bleiben unberührt . Überschreitet das Rein¬
erträgnis eines Gerichtsvollziehers an Gebühren in einem
Rechnungsjahr den Betrag des Grundgehalts und Ortszu¬
schlags seiner Ortsklasse, so hat er den Überschuß au die
Staatskasse abzuliefern . Bleibt das GebührenreinerträgniS
ohne Verschulden des Gerichtsvollziehers hinter dem Betrag
des Grundgehalts und Ortszuschlags seiner Ortsklasse zurück ,
so wird ihm in Höhe des Ausfalls eine Schadloshaltung auS
der Staatskasse gewahrt . Auf die Schadloshaltung können
Vorschüsse bewilligt werden.

Bei dem derzeitigen starken Rückgang der Diensttzeschäfte
der Gerichtsvollzieher bleibt das GebührenreinerträgniS bei
den meisten von ihnen hinter dem Betrag des Grundgehalts
und des Ortszuschlags zurück . Sämtlichen Gerichtsvollziehern
ist zurzeit ein ständiger Vorschuß auf die Schadloshaltung von
je 60 000 M . bewilligt.

Die jetzige Regelung wird von den Gerichtsvollziehern als
eine Benachteiligung gegenüber den übrigen staatlichen Be¬
amten empfunden, da diese bereits zu Beginn jeden Viertel ,
jahres oder Monats ihre gesamten Bezüge aus der Staats¬
kasse erhalten , während die Gerichtsvollzieher die ihnen zu¬
kommenden Geschäftsgebühren erst nach und nach im Lauf«
des Vierteljahres einnehmen und die Schadloshaltung teil¬
weise sogar erst später bekommen. Die hieraus sich ergeben¬
den Nachteile sind in einer Zeit fortschreitender Geldent :ver¬
tu ng nicht unempfindlich und können auch durch Bewilligung
eines ständigen Vorschusses nicht völlig ausgeglichen werden.

Das Bestreben der Gerichtsvollzieher geht deshalb schon
seit langem dahin, hinsichtlich der Art der Auszahlung ihrer
Dienstbezüge den anderen Beamten gleichgestellt zu werden.
Auch in den übrigen süddeutschen Staaten und in Preußen
find die Gerichtsvollzieher nicht auf ihre Geschästsgebühren,
die für die Staatskasse vereinnahmt werden, angewiesen , son¬
dern erhalten statt dessen ein Diensteinkommen aus der
Staatskas '

. Dem Bestreben der Gerichtsvollzieher konnte bis¬
her vor allem deswegen nicht entsprochen werden, weil bei
den einzelnen Amtsgerichten keine Kassen waren , an welche
die Gerichtsvollzieher in einer Art Abrechnungsverkehr die
deigetriebenen Gebühren und Auslagen hätten abführen kön¬
nen. Den Finanzämtern konnte schon vor dem Krieg und
erst recht jetzt diese Arbeit nicht zugemutet werden. Seit
1 . Januar 1923 sind nun aber bei allen Amtsgerichten Justiz -
kaffen eingerichtet. Der Entwurf schlägt vor, den Gerichts¬
vollziehern nicht nur wie bisher Kruder- und Teuerungszu¬
schläge, sondern auch Grundgehalt und Ortszuschlag gleich den
übrigen Beamten aus der Staatskasse zu zahlen , dagegen die
Gebühren und Auslagen grundsätzlich für die Staatskaffe zu
erheben.

Zu Artikel 1 Ziffer 2. Für Badeärzte sind weder in
der geltenden Besoldungsordnung noch in der früheren Ge¬
haltsordnung vom 12. August 1908 planmäßige Stellen vor¬
gesehen . Dagegen sind durch die Übergangsbestimmungen den
noch vorhandenen Badeärzten die Ansprüche gewahrt , die fie
auf Grund der früheren Gehaltsgesetze erworben haben . Diese
Ansprüche beschränken sich auf den im Gehaltstarif von 1894
ausgeworfenen Gehalt unter Hinzurechnung der in 8 43 bet
Gehaltsordnung von 1908 bestimmten Erhöhung des früheren
Höchstgehalts um 10 b . H ., sowie auf das im Wohnungsgeld -
gesetze von 1910 festgesetzte Wohnungsgeld . Daneben kann
ihnen die bis 1 . April 1920 bewilligte Teuerungszulage wei¬
ter gewährt werden.

Diese Regelung bedarf in Anbetracht der inzwischen etn-
getretenen Geldentwertung der Nachprüfung . Dabei soll die
Frage , in welcher Weise die Badeärzte , wenn man für sie
planmäßige Stellen beibehalten hätte , m die Gehaltsordnung
von 1908 oder in die neue Besoldungsordnung ein¬
zureihen gewesen wären , außer Betracht bleiben, vielmehr
soll an der Wahrung der Gehaltsansprüche , wie sie durch
8 43 der Gehaltsordnung von 1908 bestimmt ist, grundsätzlich
sestgehaltcn und nur darauf Bedacht genommen werden, jene
Ansprüche dem gesunkenen Geldwert verhältnismäßig «mzu-
tzaffen.

Was von den Badeärzten gesagt ist, gilt im Wesentlichst
auch von den früheren planmäßigen Bezirksasfistenzärzten .
Die letzteren waren bisher in 8 34 des Besoldungsgesetzes
nicht erwähnt , weil bei Inkrafttreten diese» Gesetzes aktive
planmäßige Beamte dieser Art nicht mehr vorhanden waren .
Da aber in einigen wenigen Fällen — zurzeit noch für drei
versorgungsberechtigte — Ruhestands - oder Hinterbliebenen - ,
bezüge zu zahlen sind , empfiehlt es sich» bei dem vorliegenden
Anlaß auch die Bezirksassistenzärzte mit zu berücksichtigen ,
was im Absatz 2 des Entwurfs geschehen ist.

Zn Artikel 1 Ziffer 3. Es wird auf die Ent
des Landtags in seiner 6 . Sitzung vom 18. Dezember 1
verwiesen. Darnach wird die Regierung ersucht , bezüglich der
Einstufung der Zeichen - und Musiklehrer in die Besoldungs¬
gruppen IX und X das Wiederaufnahmeverfahren vor dem
Reichsschiedsgericht zu betreiben. Die Regierung hat unter
eingehender Begründung jetzt schon versucht, das Einverständ¬
nis des Reichsfinanzministeriums zur Wiederherstellung der
früheren Einstufung der Zeichen - und Musiklehrer zu erlan¬
gen, sie hatte damit aber nur für die Zeichenlehrer Erfolg .
Der Reichsminister der Finanzen schreibt am 14. März 1923 :

„ 1 . Gegen das in Aussicht genommene Gesetz werde ich, so¬
weit es die Einreihung der Zeichenlehrer in die Gruppen IX
und X noch dem Verhältnis 2 : 1 anordnet , unter Berück -
siwtigung der Darlegungen des gefälligen Schreibens vom 16.
Dezember und der durch die Entscheidung des Reichsschieds¬
gerichts vom 26 . Juni 1922 über meinen Einspruch gegen die
Einreihung der württembergischen Zeichenlehrer geschaffenen
Sachlage unter der Voraussetzung Einspruch nicht erheben,

| daß meinem nachstehend zu 2 dargelegten Standpunkt hin-
! sichtlich cc Musiklehrer Rechnung getragen wird.
! 2. Die Absicht, auch die Musiklehrer wiederum in die
! Gruppen IX und X einzureihen, bitte ich fallen zu lassen. ,
i Anders als bei den Zeichenlehrern können für die Musik-

'
i lehrer irgend welche beachtlichen Gründe , die nicht schon in
! der meinem Einspruch stattgebenden Entscheidung des Reichs-
i schiedsgerichts vom 7. Januar 1922 berücksichtigt wären, nicht

geltend gemacht werden. Ich müßte daher gegen das Gesetz,
soweit es die Einreihung der Musiklehrer regelt , wiederum
Einspruch erheben. Der Umstand, daß nach der dortigen An¬
schauung die Systematik der badischen Besoldungsordnung die
Einreihung der Musiklehrer in die Gruppe IX als Eingangs¬
stelle erheische, kann mich zu meinem Bedauern nicht ver¬
anlassen, einem Gesetze zuzustimmen, das mit der Auffas --
su » ,; des Reichsschiedsgerichts in offenbarem Widerspruch steht.
Sollte an der dortigen Absicht festgehalten werden, so mutz
ich mir zu meinem Bedauern Vorbehalten, auch die Frage der
Einreihung der Zeichenlehrer nochmals zur Entscheidung vor
dem Reichsschiedsgericht zu bringen .

"

Trotz dieser für die Musiklehrer ablehnenden Haltung des
Reichsfinanzministeriums glaubt die badische Regierung , an
ihrer Absicht, die Mufiklehrer mit den Zeichenlehrern in
Gruppe IX und X gleichzustellen , festhalten zu sollen. Die
Gründe hierfür sind schon bei früherem Anlaß des näheren
ausgeführt und sie sind seiner Zeit auch bei der Verhandlung
vor dem Reichsschiedsgericht eingehend erörtert worden. Da
aber das Reichsschiedsgericht in seiner Entscheidung vom 7. Ja¬
nuar 1922 zu einer Zurückstufung der Zeichen - und Musik¬
lehrer gekommen ist, so kann eine Wiederaufnahme des Ver¬
fahrens nur in Frage kommen , wenn neue Tatsachen vor-
liegen, die bei jener Entscheidung des Reichsschiedsgerichtsnicht
bekannt waren und daher auch nicht berücksichtigt werden
konnten.

Inzwischen Hat, wie oben erwähnt , das Reichsfinanzmini¬
sterium im Hinblick auf die vom Reichsschiedsgericht bezüglich
der württembergischen Zeichenlehrer getroffene Entscheidung
vom 26 . Juni 1922 fich damit einverstanden erklärt , daß auch
die badischen Zeichenlehrer in die Gruppen IX und X einge¬
reiht werden, allerdings unter der Voraussetzung, daß die
badische Regierung ihre Absicht, auch die Mufiklehrer in dieser
Weise einzureihen, fallen laffe . Geschehe letzteres nicht , so
müsse der Reichsfinanzminister sich Vorbehalten, auch die Frage
der Einreihung der Zeichenlehrer nochmals der Entscheidung
des Reichsschiedsgerichts zu unterbreiten .

Diese Stellungnahme ist " zwar formell nicht zu beanstan¬
den , sie entbehrt aber materiell der Begründung insofern , als
die Höherstufung der Zeichenlehrer mit der Entscheidung des
Reichsschiedsgerichts bezüglich der württembergischen Zeichen¬
lehrer vom 26. Juni 1922 im Einklang steht und nach diesem
Vorgang auch die Höherstufung der badischen Zeichenlehrer als
sachlich und rechtlich begründet angenommen werden darf . Sie
wird daher auch mit der Frage der Einstufung der Musiklehrer
nicht in Zusammenhang gebracht werden können.

Was die Musiklehrer betrifft , so sind inzwischen ebenfalls
neu « Tatsachen bekannt geworden, die es durchaus rechtfer¬
tigen , diese Bsamtengattung ebenso wie die Zeichenlehrer in
die Gruppen IX und X einzureihen . Diese Tatsachen bestehen
darin , daß

1 . big sächsischen Mufiklehrer , die nach Vorbildung und
Dienstaufgabe den badischen Musiklehrern gleichstehen ,in Gruppe IX und X eingereiht sind ,

2. das Reichsschiedsgericht durch Entscheidung vom 20. Sep¬
tember 1922 den bayerischen Musiklehrern die Besoldungs¬
gruppen IX und X zugestanden hat, obwohl die allge¬meine Vorbildung und die Tätigkeit dieser Lehrer die
gleiche ist wie diejenige der badischen Mufiklehrer und ob¬
wohl in Bayern eine einjährige Ausbildungszeit , also ein
Jahr weniger, am Konservatorium für Musik gefordertwird als in Baden.

Die badischen Zeichen - und Musiklehrer stehen nach Vor¬
bildung und Verwendung einander gleich und sind in Baden
von jeher in bezug auf die rechtliche Stellung vollständig
gleichgehalten worden. Eine unterschiedliche Behandlung der
beiden Lehrergnsimgen wäre ungerechtfertigt und unhaltbar .Die badische Regierung ist deshalb der Ansicht, daß in dem
vorliegenden Gesetzentwurf die Musiklehrer in gleicher Weisewie die Zeichenlehrer zu berücksichtigen sind und daß gegeneinen etwaigen Einspruch des Rerchssinanzministeriums neuer¬
dings die Entscheidung des Reichsschiedsgerichts anzurufenMäre.

Vadkscbe Übersicht .
Vsden und die kommende Kote der

Keicbsregierung .
N .-S . Karlsruhe , 1. Juni .

In weiten Kreisen der badischen Bevölkerung hatte sich in
den letzten Wochen eine starke , innere Unruhe bemerkbar ge¬
macht, weil man den Eindruck gewonnen zu haben glaubte ,
daß die Frage der neuen deutschen Note in Berlin
nicht mit der gebotenen Schnelligkeit und Entschiedenheit be¬
arbeitet werde. Als Ausdruck dieser Besorgnisse innerhalb der
Bevölkerung hat ein Interview des badischen
Staatspräsidenten zu gelten, das dieser Tage der
leitende Redakteur des Karlsruhe : . Volksfreunds "

, da : Ad-.»
geordnete Schöpflin , herbeiführte. Schöpflin hat bei dieser
Geleaenheit eine Reihe von lehr offenherzigen Fragen an oca

Staatspräsidenten Roamele gerichtet,- die dieser unter Berück¬
sichtigung seiner verantwortlichen Stellung dann beantwortete .

-Soweit sich . auS den Antworten des Staatspräsidenten Rem-
mele eine ganz bestimmte Auffaffung der augenblicklichen Lage
herausschälen läßt , kann man diese Auffaffung etwa folgender¬
maßen umreißen : Remmele geht davon ans , daß die
Ga ca nt sef rage bei der zu suchenden Verständigung mit
den Ententeländern eine besonders bedeutende Rolle zu spielen
habe. Deutschland ist, da es den Krieg verloren hat, verpflich¬tet. nach Maßgabe seiner Kräfte Kriegsentschädigung zu lei¬
sten . Die zu diesem Zweck von uns auf dem internationalen
Geldmarkt aufzunehmenden - Anleihen erfordern eine Ver¬
pfändungdeutscher Sachwerte . Die internationale
Hochfinanz wird D uschland Anleihen nur dann gewähren,wenn wir Verpfändungsobjekte anbieten können .

Bei dieser Gelegenheit hat der badische Staatspräsident auvon sich aus den einzig richtigen Grundsatz formuliert , da-,natürlich die Reichen und Besitzenden stärker für die Garantie
leistungen herangezogen werden müssen , als die ärmeren
Schichten. „Wenn z. B . durch die Geldentwertung die Hypo-
thekenschuldner von früher durch Abzahlung ihrer Schuldenin Papiermark „ gemachte Leute" wurden, die Hypothek -: : ,-
gläubiger aber ihre Existcnzmittel verloren und massenhaft,
soweit sie fich aus Kleinrentnern rekrutieren , mit öffentlichenMitteln vor dem Verhungern geschützt werden müssen , dann ist
etz nicht mehr als recht und billig, den entschuldeten Be-
sitz in jeder Form zuguristen der Garantie -
lei st ungen heranzuziehen .

"
Daß die Industrie m allererster Linie zur Lösung de»

Garantieproblems mithelfen muß , hat der badische Staats »
Präsident ausdrücklich betont. Erfreulich ist seine Feststellung,
daß er sich in dieser Frage im Großen und Ganzen mit den
maßgebendsten Vertretern der Industrie des -
badischen Landes durchaus eins wisse . Rem- -
mele hat sicherlich im Namen des ganzen badischen Voikes ge¬
sprochen , wenn er dann sagte, er hoffe zuversichtlich, daß nun
auch die leitenden Personen der industriellen Spitzenver -
bände des Reiches aus der nun einmal vorliegenden
Sachlage die entsprechenden Schlußfolgerungen ziehen werden.

Inzwischen ist ja das Schreiben des Reichsver¬
bands der deutschen Jndnstrte veröffentlicht wor¬
den , welches die grundsätzliche Bereitwilligkeitserklärung der
Industrie enthält . Und soweit es sich um diese Bereitwilligkeits¬
erklärung handelt , verzeichnet man auch in Baden den Ent¬
schluß der Industrie mit großer Genugtuung . Sehr schwere
Bedenken aber hegt man angesichts der Bedingungen , die
der Reichsverband der deutschen Industrie in seinem Schreiben
aufgestellt hat . l!nd wenn die Reichsregierung, wie ja aus
einer Berliner offiziösen Auslassung hervorgeht, diese Politik
der Bedingungen zurückweist und den verfassungsmäßigen '
Standpunkt der S e l b stä n d i g k e i t und Unabhängig¬
keit d e r Reichsregierung betont, so findet das bei der
badischen Bevölkerung ebenso sehr Anklang, wie die Mitteilu .ig»
daß auch die Parteien des Reichstags gar nicht dara, ,
denken, dem Reichsverband der deutschen Industrie Befugniffe
einzuräumen , die einzig und allein den verfas¬
sungsmäßigen Faktoren , dem Parlament
und der Reichsregierung zu st ehe n.

Daß auch der badische Staatspräsident die augenblickliche Si¬
tuation überaus ernst beurteilt , geht vor allem aus den
Schlußsätzen seines Interviews hervor. Diese Schlußsätze de- .
zogen sich auf die Frage Schöpflins, ob nicht die Haltung der -
gegenwärtigen Reichsregierung mit jener verhängnisvollen
Haltung zu vergleichen sei, welche die kaiserliche Regierung im
Sommer 1917 gegenüber den damaligen Friedensmöglich,
ketten eingenommen habe.

Die Vorgänge der letzten Tage in Berlin haben erkenne«
lassen, daß die Frage in dieser Formulierung Wohl nicht mehr
ganz zutrifft . Die Parteien u n d die Reichsregierung sind sich
des Ernstes der Lage durchaus bewußt. Sehr wohl aber könnte
die Frag « aufgeworfen werden, ob auch unserVolkinsei -
ner Gesamtheit diesen Ernst der Stunde richtig erkennt.
Und da gewinnt denn die Antwort, die der badische Staats¬
präsident erteilte , besondere Bedeutung . Er sagte:

„Die Menschen sind ja sehr leicht geneigt, au » der Ge¬
schichte nichts zulernen . Andrerseits soll man sich hüten,
in gewissen Vorgängen bestimmte Parallelen zu in der Bergan - .
genheit liegenden Erlebnissen zu suchen. Immerhin läßt sich
nicht bestreiten , daß das deutsche Volk augenblicklich wieder ein¬
mal vor einer gleich schweren und entschei -
dungsschwangererSituation steht wie im Som¬
mer des Jahres 1917 . Es gehört viel mehr Mut und an¬
dererseits auch viel mehr Einsicht in Entwicklungsmöglichkeiten
dazu, um in einer Zeit , wc die große Masse des Volkes in die
geschichtlichen Vorgänge noch keinen klaren Einblick hat, dem
Staatssteuer einen anderen Kurs zu geben . Im Strome
allgemeiner Phraseologie zu schwimmen ,
scheint mir für Männer in verantwortungsvoller
Stelle ebenso verfehlt zu sein , wie sich nicht
frei zu machen von der Theorie der Katastro¬
phenpolitiker , die alles , was sie tun , auf eine Karte
setzen, um dann , »oenn sie ins Scheitern geraten , nach Schul¬
digen zu suchen , die ihnen angeblich den Dolchstoß von hinten
beigebracht haben .

"
Wir sind überzeugt , daß auch diese Sätze von allen deutschen

Volksgenossen, die die Geschichte des letzten Jahrzehnts den¬
kend miterlebt haben, vollkommen gebilligt werden. Sie erst¬
halten Wahrheiten , die sich nicht bestreiten kaffen.

Mebr Würde ?
Aus Offenbur , geht der „Freiburger Tagespost" vom Das

tum des 25 . Mai folgendes Schreiben zu :
Zum Kapitel „Mehr -Würde" fei eile kleine Bereicherung

in Gestalt beiliegender Speisenfolge anläßlich, des Schle .nr.
mevmaihles der französischen lSol -datenjahresklaffe 1928 bei--
gesteuert . -Muß diese skandalöse Veröffentlichung in einer
Zeit , da sich der deutsch « Bürger besinnt, ob er seiner Fa¬
milie einen Sonntagsbraterr lüsten darf, nach Form -und
Inhalt nicht -wie ein Hohn wiriken ? Bezeichnend ist, daß
die Anzeige nur im „Ooiienauer Boten ", nicht aber in der
^ ÖffeNburgn : Zeitung " erschienen ist. Es kann sich somit
nicht um eine vonsüten der Besatzungsbehörde erzwungene
Aufnahme handeln . Für öffentlich: Wrandmarkung einer
derartigen Auffaffung der Aufgabe der Presse im besetzte «
Gelbiet -wären -dankbar Mehrere Leser.
Das kritisierte Inserat im .Offenburger Tagblatt " va«q

L4. Mai 1983 lautet : i .* Caf6-Restaurant Zu den Prinzhallen
Offenburg (Baden).

Menu
den 25 . Mai 1923 - dt U dasae 28.

Creeettes Majonnaise — Potage & la reine
Turbot grile ä la russe

Riz de veau clamart
Petit pois ä la fran^aise

Pommes parisiennes
Filet de bceuf röti — Salade de saieon

Ptches Melba
Cafe — Liquenn



*5© bedauerlich «J ist, Lass *rfr auf täe peirAî t lAngeSegen- j
hoit somit noch -rimnal zurückkommen müssen ^ hatten wir *9 !
doch für tuffete unerlätz^ che P .sl>icht, auch diesen FE der Of» ,
fentlichkeit zu übergeben . ES gibt gar kein anderes Mittel , ,
offenbar unwürdiges Verhalten zu brandmarken » al » durch !
die Veröffentlichung derartiger Dinge in der Presse . Der
Verdacht des . übertriebenen Rationalismus ", der uns sicher
fernliegt , kann uns ebensowenig von dieser Pflicht abhalten ,
als die Aussicht auf späte« gerichtliche Auseinandersetzung .

Irurze 1-s <Drlcbten aus Kaden .
DZ . Konstanz, 1. Juni . Heute morgen gegen 7 Uhr explo »

b ' rrte in der Schlofferwerkstätt« von Franz Hendel der große
Karbidkrssel des autogenen Schweissapparates mit einer ganz
gewaltigen Detonation . Jnd der Werkstätte wurde grosser Scha¬
ven angerichtet, durch den Luftdruck wurden viele Fenster¬
scheiben eingedrückt . Der an dem Apparat beschäftigte Schlos¬
ser Sauter wurde fchwer verletzt .

Aus der Tandesbauptstadt .
3 »r Zeichnung einer Anleihe, die mit einem gleitenden

Zinsfuß von 10—20 Prozent ausgestattet ist, laoet die von
der Preußischen Central -Bodenkredit-Aktiengesellschaft, Deut¬
schen Grundkredit -Bank Gotha, Rheinisch -Westfälischen Boden-
Credit -Bank und Braunschweig-Hannoverschen Hypothekenbank i
gegründete Deutsch « Eentral -Bodenkredtt-Bereinigung ein .
Die Anleihe ist auf Grund von Darlehen ausgegeben , die an
selbständige wirtschaftliche Unternehmungen unter selbstschuld¬
nerischer Bürgschaft grosser Kommunalverbände gewährt sindund für welche die Hypothekenbanken mit ihrem gesamten Ver¬
mögen haften, so daß eine grösstmögliche Sicherheit gebotenwird. Staatskommissar bezw . Treuhändere bescheinigen die
Beobachtung der Bestimmungen des Hypothekenbankgesetzes . Der
Zinssatz ist dem Reichsbankdiskont angepaßt , der erste am 2.
Januar 1824 fällige Zinsschein gelangt mit 15 Prozent pro *
anno zur Einlösung . Kündigung ist bis zum 1 . Januar 1928 i
ansgichlossen. Voranmeldungen zum Kurse von 106 Prozent •
nehmen sämtliche Banken und Bankfirmen bis zum 20. Juni , j

r »nbetzthr »ter . Der Opernspiöslplan bringt an, nächsten
Dienstag eine Wiederholung von LortzingS „Waffenschmied"
mit Dr . Hermann Wucherpfennig in der Titelpartie . Am
Mittwoch, den 6. d. M . gelangt Verdis neueinstudierte und
neuinszenierte Oper „Aida" zur vierten Aufführung . Am
Sonntag, , den 10. Juni findet Verdis „Bioietta " statt . In
dieser Vorstellung singt Herr Kammersänger Jan von Gorkom
die Partie des . Vater Germont " als Gast. ES folgen hier¬
auf neue Tanzbilder .

Die erste Wiederholung von Karl Sternheiins grotesk- sati¬
rischer Komödie „Bürger Schippet" findet am Donnerstag ,
den 7 . Juni (Abonn. P 22 ) statt . Am Samstag , den 9. Juni
wird mit der vom Intendanten inszenierten Aufführung von
Shakespeares Schauspiel „König Heinrich der Vierte"

( 1 . Teil )
die Reihe der diesjährigen Neueinstudierungen klassischer Dra¬
men fortgesetzt und mit der noch in diesem Monat folgenden
Neuinszenierung des zweiten Teils abgeschlossen werden.

Die Ortsgruppe Karlsruhe im Bildungsverband der Deut¬
schen Buchdrucker hatte ihre Mitglieder zu einem literarisch¬
musikalischen Abend cingeladen. Unter freundlicher Mitwir¬
kung von Fräulein Martha Morller vom Landestheater sowie
einigen Musikfreunden war aus diesem Abend eiue literarisch,
musikalische Blütenlese geworden. Fräulein Moeller, die über
eine ausserordentlich feine Rezitationskunst verfügt , hatte gleich
die Zuhörer vollständig in ihren Bann gezogen. Der erste Teil
bot mehr Balladeskes, der zweite Teil war mehr lyrischer Na¬
tur . Er brachte zwei Stücke von Kerr und Jacobsen, denen die
Zuhörer verständnisvoll folgten. Den Schluß bildete eine
Dichtung von Hans Sachs : . Frau Wahrheit will uiemand
Herbergen" . Diese Dichtung, vor ungefähr 400 Jahren ent¬
standen, besitzt heute erhöhte Bedeutung . Der Beifall der
zahlreich Erschienenen bewies, daß Frl . Moeller , sowohl in
der Auswahl der Stücke, wie auch in der Vortragsweise den
richtigen Ton getroffen hatte. — Die Zwischenpausen füllten
Musikstü̂ e, deren Wiedergabe von schönem Können und vor-
ständnisvollem Einfühlen zeigten. Das von Herrn Orngr !
vortrefflich wiedergegebene Vwlin -Sow sprach veionderri gut
an .

Staatsanzeiger .
Bekanntmachung.

Dal» Umherzieheu der Zigeuner und nach Zigeunerart wa».
dernden Personen .

Die bisher nach Maßgabe des 8 3 der Verordnung obigen
Betreffs vom 25 . Januar 1908/20 . Dezember 1922 (Gefetz-
und Verordnungsblatt 1908 S . 1 , 1922 S . 958 ) ausgegebenen
Personalblätter verlieren spätestens bis 31 . Dezember 1923
ihre Gültigkeit .

Karlsruhe , den 1. Juni 1923.
Der Minister des Innern .

R e m m e l e.

Die Ersatzleistungen der Gemeinden und Grundeigentümer für
die Arbeite» der Bermessungsämter betr .

Nr . C 4637 .
Auf Grund der Verordnung des Arbeitsministeriums vom

12. Juli 1922 , die Ersatzleistungen der Gemeinden und Grund -
eigentümer für die Arbeiten der Bermessungsämter betr . (G . u.
V .Bl . S . 486 ), werden die Gebührensätze für die ersatzpfltchtt»
grn Arbeiten der Bermessungsämter mit Wirkung vom 1 . Juni
d. Js . wie folgt festgesetzt :

Zu 8 1. Ersatzleistungen der Gemeinden :
Für jede Stunde Zeitaufwand bei Zimmerarbeiten

am Dienstsitz 3000 M .,
im übrigen 5000 M.

Zu 8 2. Ersatzleistungen der Grundeigentümer :
Für jede Stunde Zeitaufwand bei Zimmerarbeiten

am Dienstsitz 4900 M.,
im übrigen 6000 M.
Pfennigbeträge in den Ersatzforderungen sind auf voll«

Mark aufzurunden .
Karlsruhe , den 31 . Mai 1923.

Bad . Wasser- und Straßeubaudireltion .
Di\ Paul . Schweinfurch.

LesenSie dies
denken Sie darüber nach und dann urteilen Sie .

Ich behaupte : i . Jede Schuhreparatur muß heute nach der neuen Methode un
sichtbar künstlerisch ausgeführt werden ; Versteppen des Oberieders wird in
meinaa Betrieb als Verbrechen angesehen .

3 . Bei jeder Besohlung ist fachmännisch zu prüfen , ob der Schuh zu „ nähen “
oder zu „agoisieren “ ist . Nageln ausgeschlossen ,

z . Alles nach einem System za machen ist nicht zu vereinbaren mit unserer
Pflicht : „Jeder FuS muB individuell behandelt werden “.

J D H Bnn Friedrichs»
■ Imtipp platz 8

Bekanntes MaBgeschSft für alle Schuh «
gattungen nach Näh - und Ago - System «

Landestheater *
5 - 10 Uhr . Sp . 110000 M.

Neu einstudiert :
Die Meistersingerv.Merg,

Sonntag , den 3 - Juni 1923 .
Konzerthausa

7- 9 ' /. Uhr .
Park . I 4000 M.

Alt-Heidelberg .

Galerie Jansen
Kari- FriedrichstraBe 32 neben Hotel Germania

Telephon 2331

Prof . H . Buhler , Prof . L. Dill , Prof .
Fr . Fehr , G . Haas , A. Luntz , K . Derlei ,
Prof . G . Schönleber f , J . Schold ,
Prof . H . von Volkmann u . a . m .

WidM mWg fiit SUigecmeiiterfimtctl
Zur Debatte betr . das Gesetz Über das Recht

zum Bürgergenuß (Bürgerrecht )

Me
stchMM -ieMeneltröge?
Ein Wort an »Ile Bevöllernngskreise über- unsere
inndloirtschnstlilhe Boden - und Wnijernntznng

Bon
W . Schneider

Grundpreis 2 Mark

M Mutung der Miuenh-
bejitzer in der EWimil

j Von
Dr. Ahron Eliasberg

Volkswirtschaftliche Abhandlungen der badischen
Hochschulen . (IX - Band . 6. Ergänzungsheft

Grundpreis 2 Mark
Im Regierungsentwurf eines Gesetzes über das
Recht zum Bürgergenuß (Bürgerrecht) wird auf diese

beiden Schriften hingewiesen.

Grundpreis x Buchhändlerschlüffelzahl
= Papiermarkpreis

E. Broun . Bering . Karlsruhe, KnrlsriedrM.

MchlieKWW
Das Forstamt Langen-

steinbach versteigert für
Kleirchandwerker u . Selbst -
Verbraucher am Dienstag ,
den 12. Juni d . I ., vor.
mitags 9 Nhr im Gasthaus
zur Krone in Singen au »
Domänenwalddistr . Buch-
wald, Abt . 1, 2 und 3 :
2 Eichen V., 4 Akazien
,Vv 1 Elsbeer VI „ 31 For¬

lenabschnitte I .—III ., 61
Fichlenstämnre IV .—VI .

Kl ., 66 Bau -, 40 Hag -,
80 Hopfenstangen I .—IV .
Kl. Die Zulassung ist ab¬
hängig von einer Beschei -'
nigung der Handwerksor -

ganisation odrr bn
Sekbstverbrauchern üeS
Bürgermeisteramts . Vor¬
zeiger des Holzes : Förster
Nomienmacher in Wilfer -
inrjgen. , <5 .422

ÖfiiT ZWECKMÄSSIGE UND SPARSAME
HAARPFLEGE

SCHAUMENDESAUXOLIN

w . I* Mk Ml

f

™ . . .

Deutsche Central-Bodenkredit -Vereinigung
Preußische Central -Bodenkredit-Aktiengesellschaft in Berlin

Deutsche Grundcredit -Bank zu Gotha in Berlin
Rheinisch -Westfälische Boden-Credit-Bank in Köln

Braunschweig-Hannoversche Hypothekenbank in Hannover

Zeichnung
aus

10 - 2« " iflc
Comimmal - Schuldverschreibungen

ausgegeben auf Grund von Darlehnen an große selbständige wirtschaflliche
Unternehmungen — wie Elektrizitätsgesellschaften u . a . — unter selbst¬
schuldnerischer Bürgschaft der beteiligten großen Kommunalverbände .

Verzinsung 2°/, unter dem Durchschnitt des Reichsbankdiskonts, min¬
destens 10 “/o, höchstens 20 °/0. Der erste halbjährige Zinsschein wird mit
1 $ °/, fürs Jahr am 1 . Januar 1924 eingelöst.

Stücke zu 200000, 100000, 50000 und 20000 Mark .

Voranmeldungen zum Preise von 106°
|,

bis 20 . Juni .
Näheres in den Prospekten, die bei allen Bankfirmen erhältlich sind, u. a.

in Karlsruhe bei Straus & Co.
wo ebenso wie bei den obigen Banken selbst Voranmeldungen entgegen-
genommen werden.

. III I MH. .

Die
Rechen¬
maschine

mil palselbotläiiger »
Division und
Multiplikation

spariZeh .
Arbeitskräfte

IQ
Karlsruhe - Hotel Grosse
Samstag , 2 . Juni , io —6
Sonntag , Z . Juni , 9— I
Montag , 4 . Juni , 10 —6
wozu Interessenten höfl .
eingeladen sind . B .511

Philipp Gräff
Spezialhaus für

Esches- und Addieramhinii
Mannheim

Hansahaus - Fernspr .6148

MWmdWWW Kallslche
wlAiihe i» BM».

Die Herren Akttonäre werden hierdurch zu der am

Mutus, Den 26. An! 1923 , oormittogs 10 Uhr
in den Geschäftsräumen unserer Fabrik Karlsruhe ,
Wattstraße 1 , stattfindenden

augerorDentli^en ©enecaloetfammluns
ergebendst eingeladen.

Tagesordnung :
1 . Erhöhung des Grundkapitals um M . 66000000 .—

auf M .140000000 .— durch Ausgabe vonM . 60000000.—
Stammaktien und Festsetzungder Modalitäten hierfür .

2. Änderung des 8 2 der Satzungen (Grundkapital ) .
3- Erhöhung des Stimmrechtes der vorhandenen Vor¬

zugsaktien vom zwölffachen auf das zwanzigfache-
Gemäß 8 275 H -G -B - findet hierüber neben dem

Beschluß der Generalversammlung eine besondere
Abstimmung der Stamm -Aktionäre und Vorzugs-
Aktionäre statt .

4 . Ausstchtsratswahl .

Die Besitzer von Inhaber -Aktien , welche an der
außerordentlichen Generalversammlung teilnehmen wol¬
len, haben ihre Aktien bis spätestens

Donnerstag, den 21. Juni ds. J ».
während der Geschäftsstunden
bei unserer Kaffe oder

„ der Rheinische» Kreditbank, Filiale Karlsruhe, oder
„ Sal . Oppenheim jn». & Eir„ Köln am Rhein, oder
„ der Direktion der Discaniozksellschaft Frankfurta. M . od.
„ der Direktion der Discontogesellschaft Berlin, oder
„ einem deutschen Notar

zu hinterlegen.
Karlsruhe , den 30 - Mai 1923 .

Der Borstand :
vr . Döderletn . Brunifch , L - Honold .

ItuioMteigening
Das Forstamt St . Bla¬

sien versteigert am Frei¬
tag , den 8. Juni 1923,
vormittags 19 Uhr, im
iFeksenkeller in St . Blqtz
isien flpGen, Barzahlung

innerhalb 4 Wochen: 4 Bu¬
chen mit 3,6 fm, 11 Ahorn
mit 6,2 km, 208 Ster buch ,
und 13 Ster ahornen «
Rutzscheiter ; ferner Fich-
ten-Derbstangen : 620 I .
und II . Kl . .und 470 IV .
und V. Kl . S .377

MetaMtten
Stahlmatr., Kinderbett., direkt
an Private, Katalog 78 R frei.
EisenmöbelfabrikSuhl (Thür.

MlUltmtzW .
Die Firma Siegrist &

Co . Baugesellschaft tn. b.
H. in Karlsruhe ist aufge¬
löst. Die Gläubiger wer¬
den aufgefordert , sich bei
der Gesellschaft zu melden.

Mannheim C 4, 11 ,
den 22 . Mai 1923 .

Der Liquidator :
Lutz .

Der Kehrbezirk Schönau
h W . umfassend sämtliche
Gemeinden des Amtsbe¬
zirks Schönau , ist auf 1 .
Juli 1923 neu zu beisetzen .

Bewerber , die den An¬
forderungen -des 8 6 der
lKaminscgerordmmg vom
39 . November 1921 genü¬
gen, werden aufgefordert ,
sihve Gesuche innerhalb
4 Wochen unter Anschluß
der in 8 7 der genannten
Verordnung be-ieichneten
Papier : chierlher unzurei¬
chend S .374
Schönau i . W -, 25 . Mai 1923 .

Bad . Bezirksamt . _
Das Badische Forstantt

Vehlingen verkauft frei¬
händig aus Staatswald
Jmishard , Perauerihalds
und Großho 'z etwa 1009
km Nadelrundholz in 19
Losen gegen iBavzalhlung
initerhalib eines Monats
ab Vevkaufsabschluß, LoS-
verzeichnisse vorn Forst -
amt . Angebote bis späte¬
stens 13. Juni 1923,
abends 8 Uhr, schriftlich ,
in Prozenten der Grund -
preise je im und Los .

Arbriten zum Umbau
des Vorplatzes des Güter -
ibähnhofs Karlsruhe —
2600 qm Chaussierung ,
180 qm Umpflasterung ,
680 qm neues Granitpsla -
ster — zu vergeben . Be¬
dingungen und Plan auf
unserem Geschäftszimmer
im neuen Peosoirenbahn-
hsf Karlsruhe einzusehen.
Hier Abgäbe der Äuze -
ärtsvordrucke gegen Ko-
stener.satz von 1200 M.
Kein Versand nach aus¬
wärts . Angebote verschlos¬
sen, posffrei und umt ent¬

sprechender Aufschrift
längstens bis zum Erösf-
nungstermin am SamS -
tag , den 18. Juni , vor»».
11 Uhr bei uns eimureichen
Karlsruhe , 1 . Juni 1923.

Bahnbvuinspekrio» 4.

fax
N
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